Renaissance Güterverkehrszentrum â Der Fall und Wiederaufstieg deutscher GVZ by Falk, Christian
!!
!
Kotzab, H. (Hrsg.) 
 
Renaissance Güterverkehrszentrum – Der Fall und 




























Inhaltsverzeichnis .................................................................................................................................. 2 
1. Einleitung ........................................................................................................................................... 3 
2. Definition Güterverkehrszentrum ................................................................................................... 5 
2.1 Abgrenzung vom Güterverteilzentrum .......................................................................................... 5 
3. Planung und anfängliche Euphorie ................................................................................................. 7 
3.1 Erhoffte Erfolgsfaktoren bei der Errichtung von GVZ in Deutschland ........................................ 7 
3.1.1 Entwicklung und Prognose des Güterverkehrs ....................................................................... 7 
3.1.2 Ökologische Entlastung .......................................................................................................... 8 
3.1.3 Entlastung der Straßen .......................................................................................................... 10 
3.1.4 Kooperationseffekte zwischen Unternehmen ....................................................................... 10 
3.1.5 Unterstützung des „Just-in time-Konzeptes“ ........................................................................ 12 
3.1.6 Schnittstelle zur Urbanen Logistik – GVZ als Katalysator .................................................. 12 
3.2 Der Kombinierte Ladungsverkehr ............................................................................................... 13 
3.3 Der Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP `92)....................................................................... 14 
3.4 GVZ Bremen als gelungenes Startprojekt ................................................................................... 15 
4. Eingetretene Misserfolgsfaktoren .................................................................................................. 18 
4.1 Nicht-Realisierbarkeit der Flächenansprüche .............................................................................. 18 
4.1.1 Dezentrales Konzept als Alternative .................................................................................... 19 
4.2 Zweifel an Synergieeffekten........................................................................................................ 19 
4.3 Ökologische Aspekte rücken in den Hintergrund........................................................................ 20 
4.4 „Nicht-Kopierbarkeit“ des GVZ Bremen .................................................................................... 20 
4.5 Das Verhalten der Deutschen Bahn ............................................................................................. 21 
5. Positive Entwicklung der Neuzeit .................................................................................................. 24 
5.1 Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr ....................................................................................... 24 
5.2 „Public Private Partnership“ als neue Finanzierungsstrategie ..................................................... 25 
5.2.1 Beispiel Wolfsburg ............................................................................................................... 26 
5.3 Trimodalität als neuer Weg ......................................................................................................... 26 
6. Fazit und Ausblick ........................................................................................................................... 28 
7. Literaturverzeichnis ........................................................................................................................ 30 
8. Abbildungsverzeichnis .................................................................................................................... 32 






Das deutschlandweite System Güterverkehrszentrum (GVZ) hat eine fast 30-jährige 
Geschichte aufzuweisen -  Heute gelten diese Logistikzentren mit ihren 35 eingetragenen 
Standorten (www.gvz-org.de) in Deutschland als unverzichtbarer Bestandteil des 
Kombinierten Güterverkehrs - das war nicht immer so. Güterverkehrszentren durchlebten in 
Deutschland unterschiedlichste Stadien: Nach anfänglicher Euphorie bis in die frühen 1990er 
Jahre verfielen sie wenige Jahre später in eine schwere Krise, von der sie sich bis heute auf 
einem mühseligen und intensiven Weg erholen konnten. Der Leser meiner Arbeit soll 
verstehen, welche Faktoren hauptsächlich für diese Entwicklung verantwortlich sind. 
Güterverkehrszentren erlebten seit dem ersten Projekt in Bremen bis heute viele Momente des 
Erfolgs und des Misserfolgs. Die vorliegende Arbeit teilt die Geschichte von GVZ grob in 
drei Phasen ein, welche durch Abbildung 1 veranschaulicht werden sollen. Die erste Phase 
lässt sich auf gedankliche Anfänge in den 1970er Jahren zurückverfolgen, in der erstmals die 
Idee zur Realisierung eines organisierten Zentrums entstand, welches Güterverkehre bündeln 
und in kooperativer Form entstehen lassen wollte (Nobel 2004, S. 70). Der erste Bau eines 
solchen Zentrums fand 1983 in Bremen statt. Der positive Eindruck, den das Bremer Projekt 
hinterließ, und einige andere erhoffte Erfolgsfaktoren bestärkten den euphorischen Willen 
jener Zeit, ein flächendeckendes System von Güterverkehrszentren in Deutschland zu 
errichten (Nobel 2004). Die wichtigsten dieser erwünschten Erfolgsfaktoren und weitere 
Überlegungen zur Errichtung solcher Zentren stellt das dritte Kapitel dar und geht außerdem 
auf das „Vorzeigeprojekt Bremen“ ein. Synergieeffekte, positive ökologische Effekte und die 
Entlastung des Güterverkehrs auf deutschen Straßen waren die definierten Hauptziele, die 
mithilfe eines GVZ erreicht werden sollten (Pannek & Talke 1994). Auch der Aspekt der 
innerstädtischen „Citylogistik“ und die Unterstützung des damals aufkommenden „Just-In-
Time-Konzeptes“ spielten eine Rolle bei den Überlegungen, welchen Nutzen ein 
Güterverkehrszentrum bewirken kann (Vahrenkamp 1995). Ferner wird der „Kombinierte 
Ladungsverkehr“ mit der dafür vorgesehenen Errichtung eines KV-Terminals der Deutschen 
Bahn im dritten Kapitel behandelt, da er zu damaliger Zeit laut den meisten Fachleuten bei 
der effizienten Umsetzung eines GVZ in Deutschland als unverzichtbar galt. Darüber hinaus 
gibt dieses Kapitel einen kurzen Einblick, welche Interessen der Bund an der Realisierung 
dieses Systems hat. So zeigt Kapitel 3.3 anhand des Bundesverkehrswegeplans von 1992 auf, 
in welcher Höhe Gelder zugunsten der Verkehrspolitik und der Güterverkehrszentren 
geflossen sind. 
Daran knüpft die zweite Phase – in Kapitel vier dargestellt – lückenlos an. Inmitten der 
1990er Jahre zeigen diverse Artikel und Bücher die an vielen Orten mangelhafte 
Umsetzbarkeit erstrebter Vorhaben. Nur wenige Güterverkehrszentren sind bis dato in einem 
funktionsfähigen Zustand und man prognostiziert, dass Güterverkehrszentren keinesfalls eine 
bundesweite Präsenz erreichen würden (Pannek & Talke 1994, S. 104). Das vierte Kapitel 
versucht zu erklären, welche Misserfolgsfaktoren maßgeblich zu dieser Entwicklung geführt 
haben. Dabei werden vor allem einige in Kapitel drei genannte Aspekte wieder aufgegriffen, 
anhand derer man die fehlerhafte Einschätzung bis Anfang der 1990er Jahre festmachen kann. 
Ergänzend hierzu treten jedoch auch Umsetzungsprobleme in den Vordergrund, mit denen 
man in der Planungsphase nicht gerechnet hatte. Ein Beispiel hierzu findet sich in Kapitel 4.1 
und beschreibt die Problematik, den anfänglichen Flächenansprüchen von 
Güterverkehrszentren gerecht zu werden. Ein weiterer wichtiger Aspekt meiner Arbeit ist das 





Synergie mit der DB erhoffte und welchen Einfluss die gescheiterte Zusammenarbeit 
zwischen dem Konzern und den Güterverkehrszentren auf die Entwicklung in den 1990er 
Jahren genommen hat. Letztlich greift das Kapitel 4.5 das vorher behandelte Konzept in 
Bremen auf und macht deutlich, dass eine schlichte und undifferenzierte Kopie des GVZ 
Bremen für viele weitere Standorte in Deutschland nicht durchführbar ist und sogar das 
zwischenzeitliche Scheitern einiger Projekte bedeutete (Kossak 1994).  
Schlussendlich beschreibt das fünfte Kapitel die letzte der von mir eingeteilten Phasen und 
zeigt auf, dass sich Güterverkehrszentren etwa ab der Jahrtausendwende von der erlebten 
Depression erholten. Die Gründe dafür sind vielschichtig und werden hier erläutert. Zum 
einen ist es die differenzierte Betrachtungsweise auf ein jedes GVZ mit neuen 
Finanzierungsstrategien wie „Public Private Partnership“, zum anderen trug eine verstärkte 
Hilfe des Bundes dazu bei, mithilfe von Geldern und innovativen Förderkonzepten eine 
langjährige Etablierung von Güterverkehrszentren zu schaffen. Auch das Augenmerk auf den 
Verkehrsträger „Wasser“ hat zu diesen positiven Entwicklungen geführt (Schlegel 1999). So 
erhält die Trimodalität aus Schiene, Straße und Wasser eine Chance, da ein zu fokussiertes 
Denken auf die alleinige Kooperation mit der Bahn offenbar gescheitert war. 
Der Betrachtung der einzelnen Phasen geht eine kurze Definition und Erläuterung des 
Begriffs „Güterverkehrszentrum“ und seinem Vorgänger „Güterverteilzentrum“ voraus. 
Abgeschlossen wird die Arbeit durch einen kurzen Ausblick und ein Fazit, das die 
hauptverantwortlichen Faktoren im lebendigen Wandel von Güterverkehrszentren in 
Deutschland herauskristallisiert. Anhand zahlreicher erfolgreicher und erfolgloser Beispiele 
von GVZ in Deutschland soll die Anschaulichkeit gewährleistet sein. 
 
Abbildung 1: Geschichtlicher Verlauf von GVZ in Deutschland 
         





2. Definition Güterverkehrszentrum 
Der frühen Literatur der 1990er Jahre gelingt es aufgrund der vielseitigen Betrachtungsweisen 
nicht, eine einheitliche Definition für Güterverkehrszentren (GVZ) zu formulieren (Nobel 
2004, S. 70).  Jedoch gibt es einige Definitionsmerkmale, die bis heute anerkannt sind. So 
versteht man Güterverkehrszentren als „komplexe logistische Knoten“ (Kossak 1994, S. 186; 
Pannek & Talke 1994, S. 106), die verschiedenste Unternehmen der verladenden Wirtschaft 
mit Verladern zur Kooperation zusammenführt. Dabei soll die verkehrliche Multimodalität, 
also das Nutzen mindestens zweier Verkehrsträger, möglichst gewährleistet sein (Kossak 
1994, S. 186 Schmittel 2004, S. 126). Ferner sollen Güterverkehrszentren als Schnittstelle 
zwischen Nah- und Fernverkehr fungieren (Kinder 2000, Pannek & Talke 1994, Seufert 
1992). Neben der Multimodalität spielt die Multifunktionalität in Güterverkehrszentren eine 
große Rolle (Kinder 2000, S. 280). So sollen sich in Güterverkehrszentren dienstleistende 
Unternehmen vieler verschiedener Arten ansiedeln, um ein möglichst breitgefächertes 
Serviceangebot zu gewährleisten. Frühe Definitionsversuche betiteln ein 
Güterverkehrszentrum erst als ein solches, wenn es den Größenumfang von mindestens 100 
Hektar aufweist. Doch schon Mitte der 1990er Jahre wird diese strenge Mindestgröße nach 
unten korrigiert (Kossak 1994, S. 187).  
 
2.1 Abgrenzung vom Güterverteilzentrum 
Die Idee des Güterverteilzentrums (GVtZ) kann als Vorgänger des heutigen GVZ-Gedankens 
verstanden werden. Beide logistischen Systeme ähneln sich im Aufgabenbereich der 
Umverteilung von Gütern, jedoch findet im GVtZ keinerlei Zusammenarbeit der ansässigen 
Unternehmen statt (Kinder 2000, S. 279). Darüber hinaus verfügt ein Güterverteilzentrum 
zwar über einen Gleisanschluss, hat im Gegensatz zum Güterverkehrszentrum jedoch keinen 
komplexen Terminal, der den Kombinierten Ladungsverkehr (KV-Terminal) ermöglicht  
(Kinder 2000, S. 279). Wie in Abbildung 2 aufgezeigt stellt das Güterverteilzentrum lediglich 
einen Umschlagpunkt zwischen Nah- und Fernverkehr dar und dient im Gegensatz zum 













Abbildung 2: Warenumverteilung mithilfe eines GVtZ (Quelle: Vahrenkamp 1995, S. 468)





3. Planung und anfängliche Euphorie 
Die ersten Überlegungen zu deutschen Güterverkehrszentren stammen aus den 1970er Jahren. 
Damals war es Verkehrsminister Georg Leber, der die Idee des Kombinierten und 
gebündelten Güterverkehrs realisieren wollte (Nobel 2004, S. 68). Einerseits sollte dies die 
verschuldeten Bundesbahnen stärken, andererseits sollte der Verkehrsträger Straße dadurch 
spürbar entlastet werden (Nobel 2004, S. 68). Gestärkt wurden die Pläne durch eine „Kosten/-
Nutzen-Analyse“, bei der man die verkehrliche Lage des Großraums Stuttgart untersuchte. Es 
ergab sich eine bessere „Nutzung der Fahrzeugeinheiten und Infrastrukturen“ (Nobel 2004, S. 
68) durch die Bündelung von Güterverkehr.   
Die Realisierung des ersten Projektes in Deutschland ließ allerdings lange auf sich warten. 
Erst 1983 begann in Bremen der Bau des ersten deutschen Güterverkehrszentrums (Kinder 
2000, S. 281), das zwei Jahre später seinen Betrieb aufnahm. Bis 1992 schritten die 
Planungen weiterer Güterverkehrszentren unentwegt voran. Im gesamtdeutschen Raum – 
außer in Schleswig-Holstein – lagen bis dato 55 Planungsaktivitäten vor. Diese wurden vor 
allem in den neuen Bundesländern durch das Bundesverkehrsministerium unterstützt. Neun 
Güterverkehrszentren arbeiteten in Kooperation mit der Deutschen Bahn (Pannek & Talke 
1994, S.  107, Vahrenkamp 1995, S. 468). Durch die Umverteilung des Gütertransportes vor 
allem auf die Schiene erhoffte man sich neben ökonomischen Effekten auch ökologische und 
gesamtverkehrliche Vorteile. Ferner sollte das „Konzept GVZ“ als adäquates Mittel auf den 
sich in Europa verändernden Güterverkehr und die sich daraus entwickelte „schmale 
Produktion“ (Kinder 2000, S. 276) reagieren. Dieses Kapitel soll die wichtigsten 
Beweggründe zur Errichtung von Güterverkehrszentren darstellen und somit die damalige 
Motivation und den hohen Planungs- und Kostenaufwand des Konzeptes erklären. 
 
3.1 Erhoffte Erfolgsfaktoren bei der Errichtung von GVZ in Deutschland 
3.1.1 Entwicklung und Prognose des Güterverkehrs  
Nach Beendigung des Kalten Krieges und der damit einhergehenden Öffnung der staatlichen 
Grenzen im Osten wuchs der innereuropäische Güterverkehr rasant. Auch die 1992 
beschlossene Vollendung eines gemeinsamen europäischen Marktes regte den Güterverkehr 
maßgeblich an (Seufert 1992, S. 68). Dies hatte auch Folgen für die Güterverkehrsleistung in 
Deutschland. Zwischen 1989 und 1998 stieg der Güterschienenverkehr um 19%, der 
Straßengüterverkehr gar um 74% an. Die damalige Prognose sah einen weiteren Anstieg des 
Güterverkehrs bis 2015 um 64% (Schmittel 2004, S. 126). 
Abbildung 3 verdeutlicht, dass vor allem der Verkehrsträger Straße durch die steigenden 
Transportzahlen belastet wird. Während die Verkehrsträger Wasser, Schiene und Rohrleitung 
einen eher linearen Anstieg der Transportleistung aufweisen, verhält sich der zugehörige Graf 
zum Transportmittel Lkw ab dem Jahr 1989/1990 exponentiell, sodass er im Jahr 1995 bereits 
einen Spitzenwert von über 350 Milliarden Tonnenkilometern Transportleistung aufweist. 
Dagegen verzeichnet die Bahn als Transportmittel nur gut ein Siebtel dieses Wertes. 





Abbildung 3: Güterverkehrsleistung in Deutschland 1960 - 1995 (Quelle: 
http://www.upiinstitut.de/images/guetervk.gif) 
Von Güterverkehrszentren erhoffte man sich eine deutliche und nachhaltige Reduktion des 
Transportaufkommens der Lkw durch stärkere Einbeziehung der anderen 
Transportmöglichkeiten, insbesondere der Bahn.  
3.1.2 Ökologische Entlastung 
Die geplante ökologische Entlastung durch GVZ umfasst zwei große Themengebiete: Die 
Einsparung von Ressourcen und die Reduktion von Schadstoffemissionen (Baumgarten et al. 
1996, S. 177). Ersteres meint eine bessere und effektivere Nutzung von Fläche, Wasser und 
Energie. Mit Energieeinsparung sind sowohl die Reduktion fossiler Brennstoffe als auch eine 
bessere und effizientere Stromnutzung gemeint.  Nach ersten ökologischen Untersuchungen 
der GVZ Bremen, Großbeeren, des Zentrums Havelland und einem Schweizer GVZ in 
Neuendorf konnte die Erkenntnis gewonnen werden, dass alle Güterverkehrszentren deutliche 
Einsparungen im Bereich „Ressourcen“ verbuchen konnten (Baumgarten et al. 1996, S. 178). 





Abbildung 4: Unterschiedliche Ressourceneinsparungen durch GVZ (Baumgarten et al. 1996, S. 177) 
Aus Abbildung 4 wird deutlich, dass die Reduktionen des Ressourcenverbrauchs bei den 
untersuchten GVZ sehr unterschiedlich sind. BAUMGARTEN et al. (1996) finden in ihrer 
Untersuchung Mitte der 1990er dafür eine Erklärung: Der Erfolg von nachhaltiger 
Ressourceneinsparung hängt mit dem Grad der Kooperation von Unternehmen zusammen. 
Hiermit ist einerseits die Kooperationsfähigkeit der Unternehmen gemeint, andererseits der 
Wille, diese Kooperation einzugehen (Baumgarten et al. 1996, S. 178 f). Je höher also der 
Kooperationsgrad ist, desto größer sind die Reduktionen des Ressourcenverbrauchs vor Ort.  
Auch die Schadstoffemissionen konnten in den untersuchten GVZ deutlich reduziert werden 
(siehe Abbildung 5), was größtenteils auf die Zusammenarbeit im Transportwesen 
zurückzuführen ist. Die gemeinsame, bessere Nutzung von Transporten durch Reduktion von 
Leerfahrten konnte in den untersuchten Gebieten beobachtet werden. Es bleibt hierbei aber 
festzuhalten, dass die Umweltbelastung in unmittelbarer Nähe eines GVZ deutlich ansteigt, da 
das Verkehrsaufkommen dort zunimmt (Baumgarten 1996, S. 180). 
 





Abbildung 5: Einsparung der Emissionen mithilfe von GVZ (Baumgarten et al. 1996, S. 178) 
Die positiven Ergebnisse aus den untersuchten Objekten gelten in den Anfangsjahren der 
Güterverkehrszentren in Deutschland als eine Art ökologische Legitimation zur Bauplanung 
vieler weiterer Projekte. Es sollte sich allerdings wenige Jahre später herausstellen, dass die 
Einsparungseffekte in weiten Teilen Deutschlands fehlerhaft eingeschätzt wurden. 
3.1.3 Entlastung der Straßen 
Im Zuge der Mehrbelastung deutscher Straßen durch die Entwicklung des Güterverkehrs 
(siehe Kapitel 3.1.1) sah man in der Verkehrspolitik Ende der 1980er bis Mitte der 1990er 
Jahre dringenden Handlungsbedarf. Anfangs konzentrierten sich die Planungen darauf, bereits 
vorhandene Straßen vor allem in Stadtzentren breiter zu machen (Vahrenkamp 1995, S. 467), 
doch diese Überlegungen wurden wegen des Platzmangels schnell als unrealisierbar 
eingestuft. Das Land Hessen ordnete Anfang der 1990er Jahre eine Untersuchung des 
Verkehrsaufkommens an, insbesondere des Güterverkehrs. Es ergab sich eine 
Verkehrsbelastung der von der Industrie stark genutzten Bundesautobahnen A3 und A5 von 
mehr als 10 000 Lkw pro Jahr (Sturm 1992, S. 387). 
RÖHLING & SELZ (1994, S. 712) sehen in dieser Lkw-intensiven Nutzung der Fernstraßen 
auch Verzögerungs- und Geschwindigkeitsprobleme. Der gesamte Verkehr in Deutschland 
passe sich nach und nach der Geschwindigkeit des Straßengüterverkehrs an, da auch 
Überholvorgänge erschwert würden. Durch die Einrichtung stadtnaher Güterverkehrszentren 
erhoffte man sich eine lokale Bündelung der Güterverkehrsströme. Bei aller Euphorie um die 
erhofft hohe Wirkung auf die verkehrliche Situation in Deutschland, blieb festzuhalten, dass 
Güterverkehrszentren nicht als „verkehrspolitisches Allheilmittel“ (Deecke & Werner 1994, S. 
8) angesehen werden dürfen. Die zu starke Konzentration auf die Problembeseitigung des 
„Verkehrsinfarktes“ (Seufert 1992, S. 68) büße die Wirksamkeit wirtschaftlicher Effekte eines 
GVZ ein.  
3.1.4 Kooperationseffekte zwischen Unternehmen 
Erste wissenschaftliche Betrachtungsweisen von Kooperationsmodellen im Güterverkehr 
entstanden bereits 1975. Damals war es die Dornier System GmbH in Zusammenarbeit mit 




dem Bundesverband des Deutschen Güterfernverkehrs, die ein solches entwickelte (Schmittel 
2004, S. 127). Damit Kooperationen zwischen in einem Güterverkehrszentren angesiedelten 
Unternehmen erfolgreich stattfinden können, müssen einige Grundkriterien erfüllt sein: 
- Unternehmen sollten möglichst ähnlich ausgerichtet sein  
- Unternehmen sollten alle Tätigkeiten, die außerhalb ihrer Kerngeschäfte liegen, von 
anderen Unternehmen bearbeiten lassen (Baumgarten 1996, S. 179) 
Ersteres schließt keinesfalls aus, dass es in Güterverkehrszentren eine große 
Unternehmensvielfalt geben kann. Die Kerngeschäfte der agierenden Unternehmen sollten 
allerdings nicht zu stark divergieren, ansonsten ist eine Kooperation nicht möglich. Die 
Kooperation der ansässigen Unternehmen hat das primäre Ziel, die „Effizienzsteigerung für 
die Abwicklung des Güterverkehrs durch Arbeitsteilung“ (Schmittel 2004, S. 128) 
hervorzurufen. Hier soll das Prinzip der „Coopetition“ wirken, bei der die Zusammenarbeit 
von Unternehmen bei gleichzeitiger Konkurrenz zu einer Verbesserung der betriebs- und 
gesamtwirtschaftlichen Situation führen soll. 
Vom Synergieeffekt sollen vor allem kleinere und mittlere Unternehmen profitieren (1994, S. 
12). Diese können durch Arbeits- und Ressourceneinsparungen (siehe Kapitel 3.1.2) 
wirtschaftlicher agieren und darüber hinaus gemeinsam eine Verbesserung der 
Organisationsstruktur innerhalb eines GVZ bewirken (Deecke & Werner 1994, S. 6).  Vor 
allem die folgenden Aspekte können hierbei einen positiven Synergieeffekt mehrerer 
Unternehmen bewirken: 
- gemeinsame Nutzung von Kühlhäusern bei Unternehmen beispielsweise der 
Lebensmittelindustrie 
- gemeinsame Nutzung von Werbeflächen und Kundenakquise 
- Modernisierungsprozesse der Betriebsanlagen durch partnerschaftliche Finanzierung  
- Gemeinsame Nutzung von Lagerstätten 
- Nutzung eines gemeinsamem Fuhrparks 
- Teilung der Personalkosten für beispielsweise einen gemeinsamen 
Sicherheitsbeauftragten (Deecke & Werner 1994, S. 13) 
Neben diesen primären Aspekten ergeben sich durch das Agieren auf einer Anlage zahlreiche 
sekundäre Faktoren, aus denen Synergieeffekte zwischen Unternehmen resultieren können. 
Beispielsweise entstehen zwischen den Mitarbeitern der ansässigen Unternehmen Kontakte, 
die einem wissensbringendem Informationsfluss gleichkommen können (Deecke & Werner 
1994, S. 13). Auch die örtliche Nähe der ansässigen Unternehmen zueinander ist als positiv zu 
bewerten, da die gewünschte Servicedienstleistung „direkt vor der Tür“ (Deecke & Werner 
1994, S. 13) aufzufinden ist. 
Bevor ein Kooperationsprojekt erfolgreich gestaltet werden kann, bedarf es einer klaren 
Regelung der Beziehungen untereinander. Beide Kooperationspartner müssen sich verbindlich 
für eine Zusammenarbeit bekennen. So sollen bereits im Vorfeld mögliche Interessenkonflikte 
beseitigt werden, damit eine langfristige Kooperation fruchten kann (Deecke & Werner 1994, 
S. 6). Denn vor allem in Güterverkehrszentren erhofft man sich Anfang der 1990er Jahre eine 
längerfristige Bindung der jeweiligen Kooperationspartner und somit nachhaltige 
Synergieeffekte (Kinder 2000, S. 278). Andere Stimmen der Fachliteratur lassen entgegen all 
dieser „Synergie-Euphorie“ Zweifel verlauten, ob dieser idealisierte Kooperationseffekt 




umsetzbar ist. Man befürchtet eine „Zwangskollektivierung“ (Nobel 2004, S. 69), die den 
Unternehmen Eigenständigkeit und Eigenwirtschaftlichkeit raubt. 
3.1.5 Unterstützung des „Just-in time-Konzeptes“ 
Das „Just-in-Time-Konzept“ ist eine moderne Produktionsstrategie, die das Ziel verfolgt, 
Lagerhaltungszeiten und –kosten gering zu halten, indem durch immer kleiner werdende 
Bestellmengen ein möglichst stetiger Materialfluss entlang der Supply-Chain gewährleistet 
wird (www.wirtschaftslexikon24.net). Anschaulich ausgedrückt zielt das Just-in-time-
Konzept (JIT) aus Sicht eines Bindemitgliedes innerhalb der Supply-Chain darauf ab, das 
gewünschte Produkt rechtzeitig – aber so spät wie möglich – zu erhalten, damit Lagerkosten 
minimiert werden können. Es bedarf eines komplexen und modernen Informations- und 
Kommunikationssystems (Kinder 2000, S. 277), da viele Einflussfaktoren auf die 
Optimierung und Umsetzung dieses Prinzips einwirken. Insgesamt sieht man bereits Mitte der 
Siebziger Jahre, dass die Produktion sich fortwährend an die spezifischen Kundenwünsche 
anpassen muss. Die „Vorratswirtschaft“ wird zunehmend von der „Bedarfswirtschaft“ 
abgelöst (Pannek & Talke 1994, S. 104). In diesem Zusammenhang spricht man auch von 
einer „schlanker“ werdenden Produktion (Kinder 2000, S. 277). 
Durch das JIT-Konzept verschiebt sich die Lagerhaltung zu einem nicht unerheblichen Teil 
von der Lagerhalle auf die Verkehrsträger (Pannek & Talke 1994, S. 104), woraus sich neue 
Konsequenzen für den Güterverkehr ergeben. Man erhofft sich mit der bundesweiten Planung 
deutscher Güterverkehrszentren eine effizientere Umsetzung des Konzeptes. 
Speditionsunternehmen sollen enger mit den Herstellern zusammenarbeiten (Kinder 2000, S.  
277) und das aus dem JIT-Konzept resultierende höhere Transportaufkommen soll zudem 
mithilfe von GVZ gebündelt werden.    
3.1.6 Schnittstelle zur Urbanen Logistik – GVZ als Katalysator 
Ein besonderes Augenmerk bei der Verkehrswissenschaft gilt den Städten. Im Zuge der 
bereits angesprochenen Güterverkehrsentwicklung insbesondere auf den Straßen sah man sich 
Anfang der 1990er Jahre in der Pflicht, die Straßen in und um Stadtzentren deutlich zu 
entlasten. Eine Bündelung der Verkehre schien hier der Ausweg (Röhling & Selz 1994, S. 
712) aus einer in vielen Städten bedrohlichen und einem „Vehrkehrsinfarkt“ gleichenden 
Situation. Schnell gewann diese Idee in der Literatur den Namen „Citylogistik“, womit eine 
„effiziente und gleichzeitig umweltschonende Organisation der Güterflüsse durch eine 
Bündelung der Transporte in einer Stadt“ (Strauß 1997, S. 13) gemeint ist. Diese 
Verkehrsbündelung hat das Ziel, einen höheren Fahrzeugauslastungsgrad zu schaffen, indem 
man mithilfe kooperativer Systeme die Leerfahrten von Lkw reduziert (Strauß 1997). Vor 
diesen Überlegungen erfolgte die Warenversorgung üblicherweise bei stadtnahen 
Unternehmen durch unabhängig voneinander agierende Logistikdienstleister (Vahrenkamp 
1995, S. 469).  
Durch die in den 1990er Jahren aufkommende Idee der kooperativen Citylogistik sollen neben 
den ortsansässigen Geschäften zudem Krankenhäuser und Baustellen versorgt werden und 
hierbei sowohl den Versorgungs- als auch den Entsorgungsverkehr betreffen (Schmittel 2004, 
S. 126, Vahrenkamp 1995, S. 469). Man erhoffte sich durch dieses Prinzip einen doppelten 
Effekt: Alle eingehenden Lieferungen für einen Empfänger würden zusammengefasst, 




darüber hinaus fände auch eine Bündelung der Belieferungen für benachbarte Empfänger statt 
(Schmittel 2004, S. 126).  
Das bereits in Kapitel 3.1.5 angesprochene „Just-In-Time-Konzept“ wirkt sich nachhaltig auf 
die Entwicklung des Stadtverkehrs und somit auch auf die Citylogistik aus. Die steigenden 
Mietpreise in den Großstädten zwingen die ortsansässigen Unternehmen zu einer Reduzierung 
der Lagerhaltung. Daraus folgt eine intensivere Nutzung eines „mobilen Lagers“ auf Straßen, 
also eine vermehrte Nutzung von Lkw. Diese führt zu einer Überfüllung der Straßen, 
insbesondere in Stadtnähe (Vahrenkamp 1995, S. 469). Man kann dieses Phänomen als eine 
Kausalkette betrachten, die ihren Ursprung in immer höheren Mietpreisen hat.  
Als Erfolgsgeschichte für die Bündelung von Verkehr ist das Unternehmen Karstadt in 
Hamburg zu nennen. Es hat seine Lkw-Fahrten von 50 auf 28 pro Tag mithilfe 
vereinfachender transportlogistischer Zusammenführungen reduzieren können (Vahrenkamp 
1995, S. 469). Die Stadt Kassel probierte sich 1994 als erste an einem Citylogistik-System. 
Zwar waren bis dato auch in Bremen Strukturen von Citylogistik zu erkennen, jedoch waren 
diese ein Folgeprojekt aus dem bereits etablierten GVZ, während Kassel seine Bestrebungen 
ohne ein GVZ realisieren wollte (Vahrenkamp 1995, S. 469). Die Erfolge der Anfangsjahre 
wurden in Kassel deutlich. Eine bessere Organisation der Verkehre und eine Reduktion der 
Anzahl an Lkw auf den Straßen waren die Folge. Es blieb jedoch der Zweifel, ob ein solches 
System ohne GVZ auch bei Städten jenseits der 500 000 Einwohner zu realisieren sei 
(Vahrenkamp 1995, S. 469). 
Aufgrund der erst jungen Idee der Citylogistik gab es in den 1990er Jahren noch einige 
Verbesserungsvorschläge. So sollte beispielsweise der Versorgungs- vom Erlebniseinkauf 
getrennt werden. Ferner wurden Ideen aufgeworfen, eigene innerstädtische Verkehrssysteme 
für den Güterverkehr zu errichten (Vahrenkamp 1995). Die parallel in Deutschland 
aufkommende Idee der flächendeckenden Güterverkehrszentren sollte – vor allem in den 
Großstädten – als Katalysator der Citylogistik dienen, da GVZ und Citylogistik keinesfalls 
voneinander zu trennen seien (Vahrenkamp 1995). 
 
3.2 Der Kombinierte Ladungsverkehr 
Der Kombinierte Ladungsverkehr (KLV) dient dazu, mindestens zwei Verkehrsträger für den 
Transport von Gütern zu nutzen. KOSSAK (1994, S.186) definiert den KLV in seiner 
Untersuchung genauer: 
„Kombinierter Ladungsverkehr ist die systematische transportlogistische Kooperation aller 
Beteiligten bei der Beförderung von Gütern im Zuge von Transportketten unter Nutzung von 
mindestens zwei verschiedenen Verkehrsträgern“ 
Die Idee des Kombinierten Verkehrs ist älter als jede Überlegung zu Güterverkehrszentren. 
Schon die in Kapitel 2.1 definierten Güterverteilzentren lösten auf diesem Wege die 
transportlogistischen Aufgaben. Der entscheidende Unterschied zur KLV-Nutzung in 
Güterverkehrszentren ergibt sich durch die Existenz eines komplexen Terminals (KV-
Terminal), der mithilfe technischer Unterstützung seitens der Deutschen Bahn einen 
geregelten und deutlich größeren Umschlag der Waren zwischen den Verkehrsträgern 




ermöglicht. In den frühen Planungen fokussiert man sich vor allem auf die Zusammenarbeit 
der Verkehrsträger „Straße“ und „Schiene“ (Kinder 2000, S. 278). Man erhoffte sich in den 
ersten Prognosen Güterverkehrsentlastungen von bis zu 30% auf deutschen Straßen durch die 
Nutzung solcher KLV-Terminals (Kossak 1994, S. 186). Oft diskutiert wird darüber hinaus 
über die GVZ- beziehungsweise KLV-Affinität von Gütern. Dies soll definieren, ob ein Gut 
für die bimodale Güterverkehrsnutzung geeignet ist. Allerdings bezweifeln einige Autoren, 
dass eine strenge Betrachtung dieser Affinität sinnvoll ist (Kossak 1994, S. 186). 
Die Bedeutung eines solchen Umschlagterminals ist in den unterschiedlichen Untersuchungen 
der frühen 1990er Jahre recht umstritten. Während SEUFERT (1992, S. 69) konstatiert, dass 
es „ohne die Bahn [im Hinblick auf die Nutzung bimodaler Güterverkehrsmodelle] nicht 
geht“, vertritt KOSSAK (1994, S. 186) die Meinung, dass der Kombinierte Verkehr zwar 
wünschenswert, jedoch ebenso „nicht unverzichtbar“ sei. Festzuhalten bleibt allerdings, dass 
– falls ein KV-Terminal in einem GVZ genutzt wird – dies keinesfalls ohne die Beteiligung 
der Deutschen Bahn zu lösen ist, da diese über große Nutzungsrechte des Schienenverkehrs in 
der Bundesrepublik verfügt. 
Wie in Kapitel 3.4 noch gezeigt wird, ist die Frage nach der Nutzung der KV-Terminals im 
Zuge der Kooperation zwischen der Deutschen Bahn und den Güterverkehrszentren 
maßgeblich für die Entwicklung von GVZ in Deutschland verantwortlich. 
 
3.3 Der Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP `92) 
Die Bundesregierung verabschiedete im Jahr 1992 den Bundesverkehrswegeplan (BVWP 
`92), der die Investitionen des Staates in die Infrastruktur über einen Zeitraum von zehn bis 
zwanzig Jahren regeln soll (Schrammen 2002, S. 1). Für diese Arbeit ist der BVWP `92 
deshalb so entscheidend, da er in besonderer Form die Verknüpfung der Verkehrssysteme  ins 
Auge fasst und somit als planerische Finanzierungsgrundlage von Güterverkehrszentren 
seitens des Bundes betrachtet werden kann (Schrammen 2002, S. 1). Ursprünglich sollten die 
Ideen bis 2012 Gültigkeit besitzen, jedoch wurde der BVWP`92 aufgrund seiner dramatischen 
Unterfinanzierung 2003 den neuen Gegebenheiten angepasst. Die Bundesregierung beschließt 
in diesem Blatt hohe Investitionen in den Erhalt und den Ausbau des Schienennetzes und 
plant zudem  in Kooperation mit der Deutschen Bahn  die Fertigstellung flächendeckender 
GVZ-Projekte in Deutschland. In Abbildung 6 ist das Investitionsvolumen des Bundes aus 
dem Jahr 1992 dargestellt. 





Abbildung 6: Investitionsvolumen der Bundesregierung 1992 in die Infrastruktur Deutschlands (aus 
Bundesverkehrswegeplan 2003) 
Die rechtliche Verpflichtung der Akteure, insbesondere der Deutschen Bahn, ist im 
Bundesverkehrswegeplan 1992 nicht verankert. Lediglich die Regierung und nachfolgende 
Verwaltungen sind an die Ausführungen der Verkehrsinvestitionen gebunden (Schrammen 
2002, S. 2).  
Im Zuge des BVWP `92 veröffentlicht die Deutsche Bahn ihren „Masterplan I“, dem drei 
Jahre später der modifizierte „Masterplan II“ folgt. Beide Berichte des Unternehmens 
gleichen sich quasi und spiegeln eine Zusage zur Beteiligung des Aufbaus von ca. 40 in 
Deutschland geplanten Güterverkehrszentren wider. (Kinder 2000, S. 281; Nobel 2004, S. 
70). Das Interesse der Bahn liegt hierbei besonders an der Integration von den im vorigen 
Abschnitt beschriebenen KV-Terminals (Nobel 2004,S. 71). Ferner plant die Deutsche Bahn 
ein Großprojekt, das die Deutsche Post AG dauerhaft mithilfe von eigenständigen 
Frachtzentren in GVZ integrieren soll (Schrammen 2002, S. 1). Die Bahn sagt aus, dass sie ihr 
Interesse vor allem in Güterverkehrszentren sieht, die sich in der Nähe von Ballungsgebieten 
und Großstädten befinden (Seufert 1992, S. 71). So sei die Wirtschaftlichkeit der Projekte am 
ehesten gewährleistet. 
Die Unverbindlichkeit des GVZ-Masterplans der Deutschen Bahn und die Unterfinanzierung 
in den Projekten seitens der Bundesregierung sollen sich in den weiteren Entwicklungsjahren 
der GVZ in Deutschland noch als „unselige Denkblockade“ (Kossak 1994, S. 186) 
herausstellen.  
 
3.4 GVZ Bremen als gelungenes Startprojekt 
Das Güterverkehrszentrum Bremen spielt bei der anfänglichen Betrachtung bis Mitte der 
1990er Jahre eine entscheidende Rolle. Aufgrund der positiven Bilanzen über dieses erste in 
Deutschland realisierte Projekt verspricht man sich eine lang anhaltende und bundesweite 
„Erfolgsstory GVZ“, da man annimmt, das GVZ Bremen könne als vorbildliches 
Wirtschaftszentrum kopiert und als Idee auf viele andere Verkehrsregionen in Deutschland 
übertragen werden (Kossak 1994). Auf die daraus resultierenden Fehleinschätzungen wird in 
Kapitel 4 näher eingegangen. Dieser Abschnitt soll verdeutlichen, welch große Erfolge aus 
der Betreibung des ersten deutschen Güterverkehrszentrums resultieren. Jahrelang galt das 
GVZ Bremen als Vorzeigeprojekt für viele weitere Projekte dieser Art (Nobel 2004, S. 91). 




Teilweise orientieren sich auch andere europäische Länder an den Bremer Umsetzungsideen 
(Nobel 2004, S. 84). Dies erklärt unter anderem die weiteren Bauvorhaben und Pläne, ein 
flächendeckendes GVZ-System zu realisieren. 
Erste Gedanken an ein Güterverkehrszentrum kamen in den 1970er Jahren auf (Kinder 2000, 
S. 281), wobei der Verkehrsdirektor der Handelskammer Bremen, Erich Kühlmann, bereits in 
den 1960er Jahren „eine Initiative zum Bau einer Großumschlaganlage zwischen den 
Verkehrsträgern Straße und Schiene“ (Nobel 2004, S. 84) befürwortete. Der Baubeginn fand 
dann 1983 statt, ein Jahr später siedelten sich erste Unternehmen an (Kinder 2000, S. 281). 
Bereits im Gründungsjahr 1984 organisiert man eine Entwicklungsgesellschaft (GVZ-E), die 
sich um die wirtschaftlichen Belange des Zentrums kümmert (Vahrenkamp 1995, S. 470). 
Zehn weitere Jahre war das GVZ Bremen das einzige vollständig funktionsfähige 
Güterverkehrszentrum in Deutschland (Vahrenkamp 1995, S. 470). 1995 erschließt sich die 
Anlage auf rund 200 Hektar, davon sind mehr 130 Hektar in aktiver Nutzung. Dies entspricht 
einer Flächenauslastung von 65%. Bis dato hatten sich bereits 46 Unternehmen in das GVZ 
eingefunden und stellen dort 2400 Arbeitsplätze (Kossak 1994, S. 185). Für die Region 
Bremen hat dies enorme wirtschaftspolitische Vorteile: Einerseits ist das GVZ Bremen ein 
bedeutender Arbeitgeber, zusätzlich profitiert das Land Bremen von erheblichen betrieblichen 
Steuereinnahmen (Aberle 1994, S. 729). 
Das GVZ Bremen sieht seine Aufgabe unter anderem darin, stadtnahe Großmärkte zu 
beliefern und fungiert daher als Warenverteilzentrum (Vahrenkamp 1995, S. 470). Darüber 
hinaus spielt die die Daimler AG eine gewichtige Rolle. So wird das GVZ Bremen genutzt, 
um Waren per Güterzug zwischen den beiden großen Werken in Stuttgart und Bremen zu 
befördern (Vahrenkamp 1995, S. 470).  
1993 erteilt das Bundesministerium für Verkehr Prof. Dr. Aberle den Auftrag, eine „Kosten-
/Nutzen-Analyse“ für das GVZ Bremen zu erstellen. Hierbei gilt es, die Kosten für den 
Betrieb eines solchen Verkehrszentrums dem gesamtwirtschaftlichen, finanziellen Nutzen 
gegenüberzustellen. ABERLE (1994, S. 729) analysiert alle bereits geschehenen 
Geschäftsvorfälle, schließt allerdings auch zu prognostizierende Ereignisse ein, sodass er 
einen Analysezeitraum von 1985 bis 2010 wählt und dabei alle Wirkungen auf das Jahr 1991 
diskontiert. 
Es werden das oberste Ziel „regionale Modernisierung des Sektors Logistik“ und die 
Unterziele „Reduzierung  des Verkehrsauskommens“, „Entlastung der Umwelt/des Umfeldes“, 
„Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Transportwirtschaft“, „Verbesserung der 
Standortqualität von Industrie und Handel“, „Verbesserung der Beschäftigungssituation der 
privaten Haushalte“ und die „Entlastung der Haushalte der Gebietskörperschaften“ 
untersucht (Aberle 1994, S. 729). Als Vergleichsfall nimmt ABERLE (1994, S. 728) eine 
Situation an, in der ganz Bremen ohne Güterverkehrszentrum betrachtet wird. Die 
vollständige Auflistung aller Untersuchungsergebnisse würde den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen, beispielhaft seien aber resultierende Nutzenvorteile erwähnt: 
- Die Logistikkosteneinsparungen belaufen sich auf 231 Mio. DM 
- Bis 2010 ist mit Steuereinnahmen aus Beschäftigungseffekten in Höhe von 305,5 Mio. 
DM zu rechnen (Aberle 1994, S. 728) 




In der Gesamtbilanz für den Raum Bremen stehen Kosten in Höhe von 203,2 Mio. DM 
Nutzen in Höhe von 1215,4 Mio. DM gegenüber. Das ergibt ein effizientes Kosten-
/Nutzenverhältnis von 1:6. Neben den Arbeitsplatzsicherungen und den Steuereinnahmen 
sieht ABERLE (1994, S. 729) auch die Einsparungen durch Logistikkosten als Effekte. 
Abbildung 7 nennt die wichtigsten Erfolgsindikatoren für den Standort Bremen Mitte der 
1990er Jahre. 
 
Abbildung 7: Fakten zum GVZ Bremen 1995 





4. Eingetretene Misserfolgsfaktoren  
Dieses Kapitel zeigt den ab Mitte der 1990er Jahre aufkommenden Wandel in der Geschichte 
von Güterverkehrszentren in Deutschland auf und kristallisiert hierzu die wichtigsten 
Misserfolgsfaktoren heraus. 
4.1 Nicht-Realisierbarkeit der Flächenansprüche 
Mitte der 1990er Jahre wurde die Errichtung von Güterverkehrszentren vielerorts von 
langwierigen Planungsprozessen blockiert. Dies lag oft daran, dass die angestrebten 
Flächenansprüche von mindestens 100 Hektar nicht zu realisieren waren. Vor allem in 
verkehrlichen Ballungszentren waren solch große Grundstücke nicht frei verfügbar (Nobel 
2004, S. 77). Aus Abbildung 8 wird beispielhaft deutlich, dass viele deutsche GVZ in 
größeren Städten den Mindestflächenansprüchen nicht gerecht werden. In den neuen 
Bundesländern ergaben sich zudem oft ungeklärte Eigentumsverhältnisse von potenziellen 
Nutzflächen, falls vorhanden (Nobel 2004, S. 77). 
Der Grund für die in weiten Teilen Deutschlands utopische Mindestfläche von 100 Hektar 
war unter anderem das GVZ Bremen. Das auf „grüner Wiese“ errichtete 
Güterverkehrszentrum diente allen weiteren Folgeprojekten in Deutschland auch und vor 
allem im Flächenanspruch als unabdingbares Vorbild. Diese Vorbildfunktion sollte sich in 
den weiteren Jahren der bundesweiten Planung als Trugschluss herausstellen (siehe Kapitel 
4.2.6). 
„Selbsternannten Systemanalytikern“ (Kossak 1994, S. 185) sei es zu verdanken, dass man 
sich auf diese definitorische Mindestgröße fixiert habe. Auch der Bund nahm sich dieser an 
und plante – mit dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) – zunächst nur derart 
große Güterverkehrszentren finanziell zu unterstützen. In der Literatur Mitte der 1990er Jahre 
korrigierte man diese Mindestgröße deutlich nach unten und betitelt auch Anlagen mit 30 
Hektar oder sogar 15 Hektar als Güterverkehrszentren. Die definitorische Uneinigkeit über 
die Mindestgröße habe die Entwicklung blockiert und hätte frühzeitig geklärt werden müssen 
(Kossak 1994, S. 185). Ferner sei es auch aus ökologischen Gründen unverantwortlich, um 
jeden Preis Flächen um die 100 Hektar in Ballungszentren schaffen zu wollen (Kinder 2000, 
S. 280). 
 
Abbildung 8: Beispielhafte Aufführung von GVZ unter 100 Hektar in deutschen Großstädten (Stand 1999; aus: 
Kinder 2000, S. 283) 




4.1.1 Dezentrales Konzept als Alternative 
Die bereits angesprochenen Flächenprobleme gerade in den Ballungsgebieten der alten 
Bundesländer veranlassten dazu, ein alternatives Konzept zu Güterverkehrszentren zu 
kreieren. Es wurden Ideen aufgeworfen,  Güterverkehrszentren nicht allein auf einer großen 
Fläche, sondern auf einzelnen, kleineren Flächen zu realisieren. So entstand der eher paradoxe 
Begriff des „Dezentralen GVZ“, welches erstmals anhand des Verkehrsraumes um Frankfurt 
am Main konkretisiert und geplant wurde. Auch in den Masterplänen der Deutschen Bahn 
fand die neue Idee schnell eine Bezeichnung. Die so genannten „Makro-Standorte“ finden 
zwar Erwähnung in den Schriften, jedoch macht die Bahn darin auch indirekt deutlich, dass 
dezentrale Verkehrszentren für sie  eher uninteressant sind (Kossak 1994, S. 187). Aus den 
Untersuchungen im Raum Frankfurt am Main resultierten detailliertere Planungen zum ersten 
dezentralen Güterverkehrszentrum, dem „GVZ Rhein-Main“. Für die Schaffung eines 
Güterverkehrszentrums in diesem sehr verkehrsintensiven und zudem dicht besiedelten Gebiet 
erschien das dezentrale Konzept als einzige Alternative. Auch die ermittelten Vorteile waren 
schnell genannt, denn vor allem die lokale Umwelt- und Verkehrsbelastung sollte durch die 
Dezentralisierung reduziert werden. Ferner erhoffte man sich eine Verknüpfung aller 
Verkehrsmittel (Schiff, Bahn, Lkw und Flugzeug), was an einem zentralen Standpunkt so 
kaum möglich gewesen wäre (Sturm 1992). Weiterhin schaffte man einzelne, voneinander 
getrennte Flächen um den Spezialisierungsgrad für Ver- und Entsorgung, Lagerhaltung etc. 
auf den jeweils dafür vorgesehenen Teilbereichen zu optimieren. Insgesamt prognostizierte 
man Flächeneinsparungen von bis zu 15% gegenüber einem zentralisierten Konzept und 
errechnete darüber hinaus auf Verkehrseinsparungen von bis zu 25% (Sturm 1992, S. 389). 
Die Betrachtungen des GVZ Rhein-Main machen eine planerische Trendwende deutlich. Sie 
zeigen auf, dass man – je nach Region – individuell entscheiden muss, welches Konzept und 
welche Ausrichtung ein Güterverkehrszentrum haben sollte. 
 
4.2 Zweifel an Synergieeffekten 
Eines der großen Ideale der Vision „Güterverkehrszentrum“ Ende der 1980er/Anfang der 
1990er Jahre war – wie in Kapitel 3.1.4 beschrieben – der  Kooperationsgedanke. Doch erste 
Bilanzen Mitte der 1990er Jahre zweifelten diesen bis dato quasi als Selbstläufer erachteten 
Synergieeffekt an. Anders als GVZ-Befürworter es anfangs annahmen, war der tatsächliche 
Kooperationsgrad in Güterverkehrszentren bundesweit eher gering (Nobel 2004, S. 69). Nur 
wenig positive Effekte aus Bremen beispielsweise konnten diese Bilanz etwas beschönigen. 
Auf der einen Seite lag das daran, dass man Vorbehalte gegenüber den benachbarten 
Unternehmen im GVZ hatte, auf der anderen Seite waren vielerorts schlichtweg keine 
potenziellen Kooperationspartner verfügbar (Nobel 2004, S. 71). Viele Unternehmen in 
Deutschland sahen durch diesen Kooperationsgedanken ihre wirtschaftliche Selbstständigkeit 
in Gefahr und fürchteten eine Zwangskollektivierung, die die Produktivität lähmen könnte 
(Nobel 2004, S. 71). 
Benachbarte Unternehmen betrachteten sich in deutschen GVZ insgesamt eher als 
Konkurrenten. Das zeigt allgemein auf, dass es nicht gelungen ist, die prognostizierten 
Synergieeffekte geltend zu machen. Dabei war das grundsätzliche Interesse an kooperativen 
Geschäftsmodellen vielerorts durchaus existent. So gaben laut einer Umfrage in den 




Güterverkehrszentren des Berliner Raumes rund 46% der ansässigen Unternehmen an, dass 
sie sich mehr Kooperation mit anderen Unternehmen wünschten (Kinder 2000, S. 285). 
 
4.3 Ökologische Aspekte rücken in den Hintergrund 
Das Kapitel 3.1.2 zeigt, dass eine Zusammenarbeit unter den Unternehmen für die Reduktion 
von Schadstoffen und Ressourcen unabdingbar ist. Die damals als sehr wichtig eingeschätzte 
Zielsetzung der Schonung von Umwelt und des Straßengüterverkehrs wurde in den 
Bilanzierungen Mitte der 1990er Jahre als unerreicht eingeschätzt. Prognostizierte 
Einsparungseffekte von 20-30% durch die Einführung flächendeckender 
Güterverkehrszentren konnten in der Realität nicht festgestellt werden. Kritisiert wurde bei 
den hohen Einsparungserwartungen auch, dass die durch ein GVZ verursachte Steigerung des 
Nahverkehrsaufkommens kaum in den prognostizierten Werten berücksichtigt wurde (Kossak 
1994, S. 188). 
Die Kosten-/Nutzenanalyse für das GVZ Bremen erforschte erstmals die detaillierten 
Wirkungen, die ein Güterverkehrszentrum mit sich bringt. Sie machte mithilfe fundierter 
Fakten deutlich, dass nur 10% des Nutzens auf ökologische Faktoren zurückzuführen sind, 
während die übrigen 90% ökonomischer Nutzen sind (Nobel 2004, S. 71).  
Aufgrund des hohen Anteils des Straßengüternahverkehrs am gesamten Straßengüterverkehr 
schlägt KOSSAK (1994, S. 188) vor, dem Thema Lkw-Nutzung auch aus ökologischer Sicht 
verstärkt Bedeutung zu schenken, anstatt ökologische Einsparungen zwangsläufig durch den 
Kombinierten Verkehr erreichen zu wollen. Das eher ernüchternde Resultat ökologischer 
Wirkungen von Güterverkehrszentren zeigte, dass man fortan verstärkt den Fokus auf den 
Faktor Ökonomie legen sollte, um den langjährigen Erfolg von Güterverkehrszentren in 
Deutschland erreichen zu können (Nobel 2004, S. 73). 
 
4.4 „Nicht-Kopierbarkeit“ des GVZ Bremen 
Wie in Kapitel 3.4 bereits dargestellt, war das GVZ Bremen aufgrund seines guten Starts und 
des sehr vorteilhaften Kosten-/Nutzenverhältnisses von 1:6 jahrelang das Vorbild späterer 
Planungen von Güterverkehrszentren in Deutschland. Doch genau diese Vorbildfunktion 
geriet Mitte der 1990er Jahre in harsche Kritik, da viele Eigenschaften des norddeutschen 
Konzeptes kaum auf andere Regionen in Deutschland übertragbar waren. KOSSAK (1994, S. 
186) stellt in seiner Betrachtung 1994 fest, dass das GVZ Bremen keinesfalls „kopiert“, 
sondern „kapiert werden“ müsse. Ferner sei der Versuch, das individuelle GVZ Bremen auf 
alle restlichen Verkehrsregionen in Deutschland übertragen zu wollen, eine „unselige 
Denkblockade“  (Kossak 1994, S. 186). Viele der für Bremen geltenden Rahmenbedingungen 
waren auf andere in Deutschland geplante GVZ nicht anwendbar (Nobel 2004, S. 91). Im 
Folgenden sollen die für Bremen spezifischen Rahmenbedingungen erläutert werden.  
Die ersten Bauarbeiten des Güterverkehrszentrums Bremen fanden 1983 auf „grüner Wiese“ 
statt (Kossak 1994, S. 185). Daher mussten für den Baustart keine Flächen freigeräumt oder 
anderen Industrieunternehmen abgekauft werden. Die Stadt war damals in der Lage, dieses 




große Areal recht schnell und kostengünstig zu erwerben (Kossak 1994, S. 186). Zudem 
trafen die Pläne zur Errichtung bei der Bremer Bevölkerung auf großen Zuspruch, auch ein 
Großteil der ortsansässigen Logistikunternehmen befürwortete die Idee und sicherte schnell 
die Zusammenarbeit im Güterverkehrszentrum zu (Nobel 2004, S. 91). Wie in Kapitel 3.2 
bereits aufgezeigt spielt die Errichtung eines KV-Terminals für die Wirtschaftlichkeit eines 
GVZ eine maßgebliche Rolle. Die Stadt Bremen stand hierbei von Anfang an in reger 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bahn. So förderte und unterstützte die Hansestadt die 
Errichtung eines KV-Terminals und sorgte so für den schnellen Einsatz und die schnelle 
Nutzung des Kombinierten Ladungsverkehrs (Nobel 2004, S. 91). Vorteilhaft für den Standort 
Bremen war zusätzlich das damalige große Interesse seitens der Deutschen Bahn, ein KV-
Terminal zu errichten, um sich so dauerhaft im  Logistikzentrum Bremen etablieren zu 
können (Kossak 1994, S. 186). Schon kurz nachdem sich erste Unternehmen im 
Güterverkehrszentrum eingefunden hatten, gründete man 1984 eine GVZ-
Entwicklungsgesellschaft (GVZ-E), die sich neben finanziellen Aspekten auch den 
organisatorischen  Aufgaben widmet und als unabhängiger Moderator agiert (Kinder 2000, S. 
278; Vahrenkamp 1995, S. 470). Darüber hinaus kam dem gesamten Logistikbereich Bremen 
die Hafenentwicklung zugute. Hier wurden neue Standorte für eine große Zahl von 
Unternehmen der Transportlogistik geschaffen. Es gelang den Bremern früh, diese in das 
Güterverkehrszentrum zu integrieren (Kossak 1994, S. 186). 
Diese Rahmenbedingungen sind für viele andere Verkehrsregionen in Deutschland nicht 
realisierbar. In den alten Bundesländern ist in Stadtnähe oft nicht genug Platz, ein derart 
großes Areal zu nutzen. Wo dies doch der Fall ist, behindert oft die Rechtslage den Erwerb 
großer Flächen zur industriellen Nutzung (Kossak 1994, S. 186). Viele Unternehmen der 
Transportlogistik haben im Vorfeld der Deregulierung des Verkehrsmarktes bereits die 
Investitionsentscheidungen anderweitig getroffen und waren Mitte der 1990er Jahre daher 
nicht mehr an Neuinvestitionen in ein noch unbekanntes System GVZ interessiert (Kossak 
1994, S. 186). Die Situation in den neuen Bundesländern unterschied sich deutlich von der in 
den alten. Aufgrund der Misswirtschaft der DDR und dem draus resultierenden 
Zusammenbruch weiter Teile der Industrie sind vielerorts große Flächen frei geworden. 
Großflächige Projekte wie das GVZ Wustermark und das GVZ Großbeeren zählen mehrere 
hundert Hektar. Sowohl das Transportgewerbe als auch der gesamte Arbeitsmarkt begann sich 
in dieser Zeit neu zu formieren (Kossak 1994, S. 186). 
Zusammenfassend formuliert diente das Erfolgsprojekt Bremen in den 1990er Jahren zurecht 
als Vorreiter des deutschlandweiten GVZ-Gedankens. Gelungene Synergieeffekte zwischen 
Unternehmen und positive Bilanzen über Kosten-/Nutzenverhältnisse belegen dies. Doch der 
simple „Kopieversuch Bremen“ ohne die Berücksichtigung individueller Eigenschaften - wie 
Flächenansprüche und Arbeitsmarktpotential -  wurde vielen Güterverkehrszentren zum 
Verhängnis.     
 
4.5 Das Verhalten der Deutschen Bahn 
Die Entwicklung der Güterverkehrszentren in Deutschland wurde vor allem in den ersten 
zehn Jahren maßgeblich durch das Agieren der Deutschen Bahn beeinflusst. Prägend dafür 
war besonders der von der Deutschen Bahn 1992 ins Leben gerufene „GVZ Masterplan I“, in 
dem 25 deutsche GVZ-Standorte dokumentiert wurden. Drei Jahre später folgte die 




Neuauflage „GVZ-Masterplan II“, die sogar eine Zusammenarbeit in 39 deutschen Standorten 
auflistete (Nobel 2004, S. 70). Diese quasi regierungsamtlich klingenden Schriften (Kossak 
1994, S. 186) lösten bei den GVZ-Verantwortlichen große Euphorie und Zuversicht 
hinsichtlich der Planung und des Bestehens von Güterverkehrszentren in Deutschland aus. 
Faktisch stellen diese „Masterpläne“ allerdings lediglich eine tabellarische Aufführung 
potenzieller Standorte seitens der Bahn dar und sind keinesfalls rechtlich bindend zu 
verstehen (Kossak 1994). Es ist unter anderem diese Unverbindlichkeit, die das 
zwischenzeitliche Scheitern für viele Güterverkehrszentren in Deutschland Mitte der 1990er 
Jahre bedeutete.  
Nach anfänglichen Zusicherungen der Deutschen Bahn verabschiedete sich diese nach und 
nach wieder aus den Güterverkehrszentren. Dabei war das Interesse, kooperative Geschäfte 
mit Transportunternehmen einzugehen, bei der Bahn Anfang der 1990er Jahre noch groß. 
SEUFERT (1992) beschreibt die Rolle der Bahn 1992 als unabdingbar und enorm wichtig für 
die Existenz deutscher Güterverkehrszentren. Hierbei sei es indes der Kombinierte Verkehr, 
der durch komplexe KV-Terminals nur mithilfe der Deutschen Bahn effizient durchzuführen 
sei. Gerade kleine und mittlere Unternehme sollten von dieser verkehrlichen Kooperation 
profitieren (Seufert 1992, S. 69). Die Bahn bejahte und unterstützte das System GVZ damals, 
da man sich durch eine dauerhafte Kooperation mit den ansässigen Transportunternehmen 
eine fortlaufende Systemstärke und Wettbewerbsfähigkeit erhoffte (Schmittel 2004, S. 130). 
In einigen Teilen Deutschlands war die Zusammenarbeit mit der Deutschen Bahn in 
Güterverkehrszentren bis dato bereits geschehen, sodass man auf weitere Projekte 
hinarbeitete. Nach SEUFERT (1992, S. 69) käme das Konzept des GVZ insgesamt den 
strategischen und unternehmenspolitischen Zielsetzungen der DB entgegen.  
Das KV-Terminal ist als Schlüssel der kooperativen Zusammenarbeit von 
Transportunternehmen und der Deutschen Bahn zu sehen und ist nach Meinung vieler 
Autoren jener Zeit für eine effiziente Nutzung eines Güterverkehrszentrums unverzichtbar.  
(Seufert 1992; Vahrenkamp 1995). Nur durch die Errichtung einer solchen Umschlaganlage 
Würde es aus Sicht der DB gelingen, mit den in Frage kommenden Transportunternehmen 
dauerhaft Geschäfte zu betreiben. Die Bahn strebte Anfang der 1990er Jahre an, sich 
dauerhaft in Güterverkehrszentren zu etablieren und sah diese als idealen Partner (Seufert 
1992, S. 69). Aus Sicht der Bahn sollten KV-Terminals die Grundlage eines effizienten und 
lohnenden Güterverkehrszentrums darstellen und somit über die Anzahl der in Deutschland 
existierenden GVZ entscheiden (Nobel 2004, S. 71). Obwohl der Masterplan 39 Standorte 
benennt, definiert die Bahn ihre Vorstellungen von einem partnerschaftlichen GVZ recht 
streng. Demnach sollte ein GVZ möglichst zentral organisiert sein, sodass der Wirkungsgrad 
des KV-Terminals durch eine hohe Dichte an Transportunternehmen maximiert werden 
könnte. So sollten Güterverkehrszentren grundsätzlich in Ballungszentren mit starkem 
Gutaufkommen auftreten und zudem gute Schienenproduktionsmöglichkeiten bieten (Seufert 
1992, S. 70). Auch die „GVZ-Affinität“ von Gütern spielt in den Masterplänen eine große 
Rolle. Die Bahn sagt darin aus, dass vornehmlich Güter aus dem Bereich der Kaufmannsgüter 
für den massenhaften Umschlag an KV-Terminals geeignet seien. Darüber hinaus müsse das 
Güterverkehrszentrum grundsätzlich eine breite Akzeptanz erfahren, vor allem im politischen 
und ökologischen Sinne (Seufert 1992, S. 70).  
Doch Mitte der 1990er Jahre kam es zu einer gravierenden Änderung in der strategischen 
Ausrichtung des Konzerns statt. Nach betriebswirtschaftlichen Prüfungen entschied man sich  
entgegen der Erwartungen aller GVZ-Verantwortlichen gegen weitere flächendeckende 




Errichtungen von KV-Terminals und somit auch gegen Pläne, die eine dauerhafte und 
flächendeckende Kooperation mit Transportunternehmen im Kombinierten Verkehr 
vorgesehen hatten (Kinder 2000, S. 281). Dieses Verhalten erschütterte weite Teile einer 
aufstrebenden und euphorisierten GVZ-Landschaft nachhaltig, da man mit den Zusagen der 
Deutschen Bahn geplant hatte (Nobel 2004, S. 80). Der Konzern begründete seine neue 
strategische Ausrichtung vor allem damit, dass man die Kosten der Umschlaganlagen nach 
neusten Errechnungen kaum würde decken können. Zudem wurden prognostizierte 
Umschlagvolumina um bis zu 70% nach unten korrigiert (Kinder 2000, S. 280). Wegen der 
Planungsabhängikeit von der Deutschen Bahn konnten viele Zentren nicht mehr realisiert 
werden oder wurden zumindest nachhaltig in ihrer Entwicklung behindert. 
Beispielhaft ist hier das GVZ Kassel zu nennen, das wegen des Rückzuges der Deutschen 
Bahn zunächst nicht mehr realisiert werden konnte (Schmittel 2004, S. 130). Auch das 
Berliner Umland mit seinen  geplanten Güterverkehrszentren Wustermark und Großbeeren 
geriet nach dem strategischen Wandel des Konzerns in Schwierigkeiten. In beiden GVZ war 
zunächst ein KV-Terminal geplant, jedoch trat die Bahn von dem Projekt Wustermark zurück 
(Kinder 2000, S. 281). Daraufhin entschloss sich ein privater Dritter, die Finanzierung des 
KV-Terminals zu übernehmen. Zwar wurde das KV-Terminal in Großbeeren wie geplant 
erbaut und in Betrieb genommen, es blieb jedoch auch Wochen nach seiner Eröffnung 
ungenutzt. Die ansässigen Unternehmen gaben zu hohe Preisvorstellungen seitens der Bahn 
als Begründung für diesen Umstand an (Kinder 2000, S. 281). Laut einer Umfrage im Berliner 
Raum ist die Nutzung von KV-Terminals jedoch sehr erwünscht. So gaben 1999 rund 61% 
der befragten Transportunternehmen an, ein KV-Terminal bei besserem Preisangebot der 
Bahn nutzen zu wollen. Fast alle Befragten standen der Idee eines komplexen und großen 
Umschlagsystems positiv gegenüber und schrieben dieser eine hohe bis sehr hohe Bedeutung 
zu (Kinder 2000, S. 281).  
Alles in allem bleibt festzuhalten, dass eine zu hohe Preisvorstellung der Bahn für die 
Nutzung von KV-Terminals und eine sehr sprunghafte Unternehmenspolitik in Sachen GVZ-
Beteiligung für eine nachhaltige Rezession der Entwicklung von Güterverkehrszentren in 
Deutschland sorgte. 





5. Positive Entwicklung der Neuzeit 
Nach einer lang anhaltenden Phase der Depression, welche Güterverkehrszentren bis in die 
späten 1990er Jahre zu erleiden hatten, konnte man dafür sorgen, dass sich diese nach und 
nach erholten und einige von ihnen sehr erfolgreich betrieben werden konnten. Neuere 
Statistiken belegen diese positive Entwicklung und konstatieren für 2008 mehr als 30 
Standorte mit ca. 45000 Beschäftigten in einem dicht besiedelten Netz in Deutschland. Rund 
1400 Unternehmen hielten sich 2008 in einem deutschen Güterverkehrszentrum auf (Nestler 
2009, S. 332). Beispielhaft seien neben dem nach wie vor vorbildlich agierenden GVZ 
Bremen auch das GVZ Dresden, das GVZ Leipzig, das GVZ Nürnberg und das einstige 
„Sorgenkind“ GVZ Großbeeren genannt. Diese Güterverkehrszentren weisen mittlerweile 
Mitarbeiterzahlen von 400-6000 auf (Nobel & Nestler 2006, S. 8). Viele Zentren sind  trotz 
unterschiedlichster Ausrichtungen erfolgreich und verfügen teilweise über einen gut genutzten 
KV-Terminal. Die Sorgen um überdimensionale Flächenansprüche sind – so zeigt es das GVZ 
Dresden – längst überwunden. So konnte sich das mit 27 Hektar sehr kleine Zentrum ebenso 
etablieren wie sein ostdeutscher Nachbar in Leipzig mit mächtigen 600 Hektar Industriefläche 
(Nobel 2006, S. 8). Auch der Bund zeigt weiterhin großes Interesse an GVZ, indem er 
mithilfe von insgesamt 210 Mio. Euro den Neu- und Ausbau von Umschlaganlagen in den 35 
eingetragenen Zentren fördert (Renatus 2011). Das fünfte Kapitel soll erklären,  wie es zu 
dieser erfolgreichen Kehrtwende in der Geschichte deutscher Güterverkehrszentren kam. 
 
5.1 Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr 
Die bereits erwähnten Umsetzungsschwierigkeiten im Kombinierten Verkehr belasteten die 
Wirtschaftlichkeit vieler Güterverkehrszentren nachhaltig. Standorte wie Großbeeren litten 
unter der Nicht-Einhaltung der Deutschen Bahn bei den Zusagen zur Errichtung und 
Betreibung der komplexen KV-Terminals und organisierten die Bündelung des 
Straßengüterverkehrs ausschließlich mithilfe von Lkw.  
Das Bundesministerium für Verkehr reagierte 1997 auf diesen Missstand und veröffentlichte 
die „Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr“, welche sich explizit mit der Finanzierung von 
KV-Terminals auseinandersetzte (Kinder 2000, S. 281). Die Richtlinie trat schließlich am 
15.3.1998 in Kraft und ermöglichte es fortan privaten Unternehmen, sich mithilfe staatlicher 
Zuschüsse an den Bauten von KV-Umschlagplätzen zu beteiligen (Nobel 2004, S. 82). Die 
Zuschüsse bestehen zu 80% aus Baukostenzuschüssen und zu 20% aus zinslosen Darlehen. 
Bis 2001 wurden an 31 Standorten seitens des Bundes mehr als 180 Mio. Euro geleistet 
(Nobel 2004, S. 82). Ohne diese staatliche Förderung hätten viele Umschlaganlagen niemals 
realisiert werden können. So profitieren beispielsweise das GVZ Großbeeren und das GVZ 
Nürnberg von dieser Initiative (Kinder 2000). 
Die Ergebnisse der Förderrichtlinie sind beeindruckend: Heute verfügen 88% der 
eingetragenen Standorte über ein KLV-Terminal (Seebacher & Winkler 2012, S. 116), wie in 
Abbildung 9 dargestellt.  Bei den übrigen 12% wird teilweise ein Terminal geplant.  
(www.gvz-org.de). Mit dieser positiven Entwicklung hätte in Krisenzeiten der 1990er Jahre 
kaum jemand rechnen können. 





Abbildung 9: Umschlagarten und -systeme der GVZ (Quelle: Seebacher & Winkler 2012, S. 116) 
 
5.2 „Public Private Partnership“ als neue Finanzierungsstrategie 
Neben der „Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr“ etablierte sich in den 1990er Jahren eine 
weitere Strategie, die eine gerechte und realisierbare Finanzierung von Güterverkehrszentren, 
insbesondere von KV-Terminals, sicherstellen sollte. Die sogenannte „Public Private 
Partnership“ (PPP) stellt eine Symbiose aus öffentlicher Hand und privater Investition dar und 
bietet neben dem rein öffentlichen und rein privatwirtschaftlichen Modell eine dritte 
Alternative, wobei das privatwirtschaftliche Modell eher eine Ausnahme ist (Seebacher & 
Winkler 2012, S. 85). Abbildung 10 zeigt diese Mischform im Zusammenhang mit den 
klassischen Modellen auf.  
 
 
Abbildung 10: Strategien zur Finanzierung und Trägerschaften eines GVZ (Quelle: Seebacher & Winkler  2012, S. 
85) 
 
Mithilfe von PPP soll angestrebt werden, dass GVZ-Entwicklungsgesellschaften als 
kommunale Unternehmen nicht zu viele Geschäftsfelder besetzen, die auch von privaten 




Investoren übernommen werden könnten (Nobel & Nestler  2006, S. 333). Man unterscheidet 
zwei Formen der Kooperationsform. Einmal meint PPP die „Koproduktion“, also das 
Schaffen eines gemeinsamen Zieles in Form von Arbeitsteilung. Demgegenüber steht die 
Form der „Kofinanzierung“, also lediglich die Teilung anfallender Kosten zur Erreichung der 
Ziele, ohne dass faktisch Zusammenarbeit stattfinden muss (Schmittel 2004, S. 132).  
SCHMITTEL (2004, S. 132) konstatiert, dass im Jahr 2002 rund 80% der 
Güterverkehrszentren mithilfe des PPP finanziert wurden (Schmittel 2004, S.132). Dies zeigt 
die starke Präsenz des jungen Finanzierungszweiges. Bei den durch PPP betriebenen 
Güterverkehrszentren fungieren als Wirtschaftsförderer meist GVZ-
Entwicklungsgesellschaften, die mit den Kommunen zusammenarbeiten und mithilfe der 
ansässigen Speditionsunternehmen eine Finanzierungssymbiose bilden (Schmittel 2004, S. 
132). Lediglich in Ostdeutschland fruchtet diese Art der Synergie zwischen öffentlicher und 
privater Hand noch nicht flächendeckend, da die lokale Politik zur Realisierung von Projekten 
in GVZ eine gegenüber dem Westen eher untergeordnete Rolle spielt (Schmittel 2004, S. 
133). 
5.2.1 Beispiel Wolfsburg 
Als positives PPP-Beispiel kann das Güterverkehrszentrum Wolfsburg genannt werden. Der 
Volkswagenkonzern investierte hier rund 26% des Gesamtvolumens, um ein funktionierendes 
Zentrum zu gewährleisten. Die übrigen Summen teilen sich das Land Niedersachsen, die 
Deutsche Bahn und die EU (Schmittel 2004, S.132). Die vergleichsweise hohen Investitionen 
weisen enorme Erfolge auf, jedoch ist das GVZ Wolfsburg aufgrund des nahezu einzigartigen 
Investitionsvolumens eines alleinigen privaten Investors kaum repräsentativ. Das Konzept in 
Wolfsburg birgt allerdings auch Schattenseiten, denn die hohen Investitionen des Konzerns 
spiegeln eine große Dominanz in der Entscheidungspolitik vor Ort wider und entmachten so 
teilweise die Verantwortlichen des GVZ. Nichtsdestotrotz resultieren aus der Zusammenarbeit 
von VW und der öffentlichen Hand seit Jahren positive Effekte sowohl auf dem Arbeitsmarkt, 
als auch beim Erreichen ökologischer Zielsetzungen und der Verringerung des Güterverkehrs 
in und um Wolfsburg (Schmittel 2004, S. 132). 
 
5.3 Trimodalität als neuer Weg 
Da man die Integration mehrerer Verkehrsträger trotz der Umsetzungsschwierigkeiten mit 
KV-Terminals innerhalb eines Güterverkehrszentrums realisieren wollte, erachteten einige 
Fachleute den Stellenwert der Binnenhäfen als zunehmend höher. Dabei traten Autoren der 
späten 1990er Jahre dafür ein, Binnenhäfen in das System Güterverkehrszentrum zu 
integrieren (Nobel 2004, S. 72). Als Alternative für die fehlgeschlagene Zusammenarbeit mit 
der Deutschen Bahn plante man darüber hinaus, Binnenhäfen im Bereich der Logistik auch 
mehr Verantwortung aufzuerlegen, indem diese als eigenständige Logistikzentren fungieren 
sollten (Schlegel 1999, S. 577). Dies meint auch eine engere Zusammenarbeit mit den 
Spediteuren. Im klassischen Sinne galten Binnenhäfen bis dato eher als reine Umschlagplätze 
(Schlegel 1999, S. 577).  
SCHLEGEL (1999, S. 577), Vorstandsmitglied der Duisburg-Ruhrorter Häfen, schreibt den 
Binnenhäfen bereits Ende der 1990er Jahre eine erfolgversprechende Zukunft zu. Anhand des 




Duisburger Hafens, der bereits als multifunktionales Logistikzentrum agiere, könne man das 
Potenzial der Binnenhäfen deutlich erkennen (Schlegel 1999, S. 577). Ein 
Tochterunternehmen der Duisburg-Ruhrorter Häfen AG namens „Logport“ plane bereits ein 
265 Hektar großes Areal, das als eigenständiges Logistikzentrum fungiere. Duisburg zeige 
beispielhaft auf, dass Binnenhäfen zukünftig eine wichtige Rolle im  Kombinierten Verkehr 
spielten und als multifunktionales Zentrum an Bedeutung gewinnen könne (Schlegel 1999, S. 
578).  
Diese Prognose sollte sich bewahrheiten, denn nach heutigem Stand verfügen mehr als die 
Hälfte aller verzeichneten Güterverkehrszentren über einen eigenständigen oder sich in 
unmittelbarer Nähe befindenden Binnenhafen (www.gvz-org.de). 
 





6. Fazit und Ausblick 
Deutsche Güterverkehrszentren durchliefen in den letzten knapp drei Jahrzehnten viele Höhen 
und Tiefen. Während man in den Anfangsjahren ohne Weitsicht euphorisiert ein 
flächendeckendes System von Güterverkehrszentren propagierte, sah man sich wenige Jahre 
später einem ernüchternden Resultat gegenüber. Spätestens Mitte der 1990er Jahre wurde 
deutlich, dass Güterverkehrszentren alles andere als ein verkehrspolitischer Selbstläufer sind 
und eines differenzierten und intensiven Managements bedürfen. Diesen neuen Erkenntnissen 
und den damit verbundenen Herausforderungen nahm man sich an und verhalf 
Güterverkehrszentren zu einem neuen Glanz, sodass diese heute als ein wichtiger Bestandteil 
logistischer Kooperationen gelten.  
Die Gründe dieser komplexen Entwicklung sind vielschichtig. Das ideale GVZ sollte viele 
Aufgaben lösen – und das deutschlandweit. Der Straßengüterverkehr erlebte ein quasi 
exponentielles Wachstum, Gefahren eines „Verkehrsinfarktes“ kamen auf. Das  ab 1989/1990 
auch im wirtschaftlichen Sinne zusammenwachsende Europa führte ebenfalls zu deutlichen 
Erhöhungen des Verkehrsaufkommens, woraus wiederum steigende Umweltbelastungen 
resultierten. Güterverkehrszentren machte man es zur Aufgabe, deutschlandweit das 
Verkehrsaufkommen und die Umweltbelastungen mithilfe von Verkehrsbündelungen in den 
Griff zu bekommen. Vor allem die verkehrsintensiven Ballungsgebiete innerhalb großer 
Städte sollten durch eine optimal koordinierte Citylogistik entlastet werden - 
Güterverkehrszentren sollten und sollen hier als Katalysator agieren. 
Doch neben diesen Aspekten, die die Verbesserung der gesamten Verkehrssituation Ende der 
1980er/Mitte der 1990er Jahre in Deutschland beschreiben, erhoffte man sich von 
Güterverkehrszentren auch zahlreiche betriebswirtschaftliche Vorteile. So prognostizierte 
man große Kooperationseffekte unter den in einem GVZ ansässigen Unternehmen in Bezug 
auf den Informationsfluss und die gemeinsame Nutzung von Betriebsanlagen, Waschanlagen 
für den Fuhrpark etc. Darüber hinaus sollten Güterverkehrszentren dafür Sorge tragen, dass 
das in jener Zeit aufkommende „Just-In-Time“-Konzept gefördert wird. 
Um den bimodalen Ladungsverkehr effektiv nutzen zu können, plante man in ganz 
Deutschland KV-Terminals als komplexe Umschlaganlagen in GVZ zu integrieren. Dies war 
nur mithilfe der Deutschen Bahn zu realisieren. Im Bundesverkehrswegeplan 1992 bekundet 
der  Bund sein Interesse an der Realisierung solcher Anlagen und sichert Finanzmittel zu. 
Das GVZ Bremen gilt bis heute als erfolgreichstes seiner Branche: Schon früh konnten gute 
Bilanzen und ein grandioses Kosten-/Nutzenverhältnis von 1:6 festgestellt werden. Viele der 
oben beschriebenen Erfolgsfaktoren rühren daher, dass sie in Bremen Mitte der 1990er Jahre 
bereits stattfanden. Man hoffte darauf, den Erfolg aus Bremen auf alle weiteren GVZ-Projekte 
in Deutschland übertragen zu können – doch dies misslang. Beginnend bei nicht realisierbaren 
Flächenansprüchen ab 100 Hektar über fruchtende Kooperationseffekte bis hin zu einer 
einzigartigen Kommunalpolitik zeigte das GVZ Bremen viele Vorteile, die anderswo in 
Deutschland nicht genutzt werden konnten. Ferner rückte der ökologische Aspekt nach und 
nach in den Hintergrund, da einstige Vorstellungen über die Ressourceneinsparungen durch 
GVZ sich als unrealistisch erwiesen. 




Auch der „Faktor Deutsche Bahn“ gewann inmitten der 1990er Jahre zunehmend an 
Bedeutung. In den Masterplänen I und II sicherte die Bahn den GVZ-Verantwortlichen 
anfangs zu, sich an der Errichtung von KV-Terminals deutschlandweit nachhaltig zu 
beteiligen. Doch nach neuer betriebswirtschaftlicher Ausrichtung zog sich der Konzern recht 
abrupt aus diesen Plänen zurück. 
Etwa mit der Jahrtausendwende erholten sich deutsche Güterverkehrszentren nach und nach 
von dieser Depression. Die Erkenntnisse aus den Fehlern der 1990er Jahre sorgten dafür, dass 
GVZ-Verantwortliche zunehmend differenziert auf deutsche Güterverkehrszentren blickten 
und sie somit individuell führten. Idealisierungen und schlichte Kopieversuche aus Bremen 
ließ man hinter sich und verhalf Güterverkehrszentren unter anderem mit 
Finanzierungsstrategien wie „Public Private Partnership“ zu neuem Erfolg. Auch ein 
erweiterter Blick auf die trimodale Miteinbeziehung der Binnenschifffahrt und die seitens des 
Staates geleistete „Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr“ führten den positiven 
Wiederaufstieg deutscher GVZ herbei.  
Diese Arbeit verfolgt das Ziel, die schwankende Entwicklung deutscher Güterverkehrszentren 
in den letzten drei Jahrzenten  darzustellen und zu ergründen, ohne dabei Anspruch auf 
Vollständigkeit der zahlreichen Einflussfaktoren zu erheben. Festzuhalten bleibt, dass 
Güterverkehrszentren in den ersten Jahren ihrer Geschichte mit kaum realisierbaren 
Eigenschaften und Zielen belegt wurden.  Die definierten Erfolgsfaktoren nahm man als quasi 
selbstverständlich hin und berief sich anfangs lediglich auf das Erfolgskonzept aus Bremen, 
ohne eine ausreichende Betrachtung der verschiedenen Standorte zuzulassen. Darüber hinaus 
muss man einerseits der Bahn den Vorwurf machen, sich nicht an Abmachungen gehalten zu 
haben. Demgegenüber stehen allerdings die GVZ-Verantwortlichen, die keine vertragliche 
Verbindlichkeit mit der Bahn schafften. Die nun knapp 30 existierenden GVZ-Standorte in 
Deutschland kann man zweifelsohne als erfolgreiche Wirtschaftszentren bezeichnen. Seit dem 
Bau des ersten GVZ sind bis heute viele Gelder seitens des Bundes geflossen. Für den Erhalt 
der GVZ war das notwendig, trotzdem bleibt die Frage, ob eine derart massive finanzielle 
Pflege des Systems GVZ gerechtfertigt ist.  
Güterverkehrszentren in Deutschland können – so hat die Geschichte gezeigt – auch in 
Zukunft nur erfolgreich sein, wenn sie individuell und differenziert betrieben werden und 
mithilfe kluger Finanzierungsstrategien und unter Einbezug der Trimodalität agieren. 
Es gilt in dieser Arbeit, die Hauptfaktoren zu ergründen, die für die schwankende 
Entwicklung deutscher Güterverkehrszentren in den letzten 30 Jahren verantwortlich sind. 
Kompakt dargestellt sind dies der gescheiterte Kopieversuch des GVZ Bremen, die 
Uneinigkeit und Unverbindlichkeit der Zusammenarbeit mit der Deutschen Bahn, 
unzureichend durchdachte Flächenplanungen für die Zentren sowie fehlerhaft eingeschätzte 
Effekte, die ein Güterverkehrszentrum mit sich bringen sollte. Letzteres meint vor allem zu 
hoch eingeschätzte Synergieeffekte  und ökologische Verbesserungen, die aus GVZ entstehen 
sollten.   
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